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Verfassungsrechtliche Rahmen-
bedingungen des Gewerbe-
steuerabbaus

Der Ausgangspunkt dieses Vorschlags
ist eine Analyse der verfassungsrecht-
lichen Rahmenbedingungen für den Ab-
bau von Gemeindesteuern, da die Chan-
cen für eine Realisierung von Reform-
vorschlägen in hohem Maße davon ab-
hängig sind, in welchem Umfang sie Ver-
fassungsänderungen erfordern. Dies gilt
insbesondere für den Abbau der Ge-
werbesteuer. Wäre zum Beispiel die Ge-
werbesteuer in der Verfassung festge-
schrieben, bedürfte ihre Abschaffung ei-
ner Zwei-Drittel-Mehrheit in Bundestag
und Bundesrat (Art. 79 Abs. 2 GG), und
dies würde die politischen Chancen ei-
nes solchen Vorschlags mindern. Tat-
sächlich steht aber weder die kommu-
nale Steuerautonomie noch der bun-
desstaatliche Finanzausgleich einer Ab-
schaffung der Gewerbesteuer im Wege.

Kommunale Steuerautonomie
kein Reformhindernis

Von kommunaler Steuerautonomie spricht
vor allem das Verwaltungsrecht. Es meint
damit die Befugnis der Gemeinden, im
Rahmen der Gesetze Steuersatzungen zu
beschließen, mit denen Hebesätze be-
stimmt oder vom Landesgesetzgeber zu-
gelassene Gemeindesteuern erhoben
werden. Wenn es hingegen um den Be-
stand der Gewerbesteuer oder um die fi-
nanzielle Eigenverantwortung der Ge-
meinden geht, zählt allein die Verfassung,
das Grundgesetz. Dieses kennt jedoch

den Begriff der Steuerautonomie gar nicht,
sondern teilt lediglich Besteuerungskom-
petenzen zu, und zwar vor allem dem
Bund und den Ländern, die diese zum Teil
an die Gemeinden übertragen haben. Die-
se Übertragungen können indes auch
wieder rückgängig gemacht werden.

Bei der Gewerbesteuer sind die Besteue-
rungskompetenzen auf Bund, Länder und
Gemeinden verteilt: 

• Die Gesetzgebungshoheit übt der Bund
aus. Dabei muss er allerdings den Ge-
meinden von Verfassungs wegen ein
Hebesatzrecht einräumen (Art. 106
Abs. 6 GG). Diese Teilkompetenz be-
gründet jedoch keinen Bestands-
schutz. Die Gesetzgebungshoheit des
Bundes umfasst nämlich auch das
Recht, die Gewerbesteuer abzuschaf-
fen und mit ihr das Hebesatzrecht bei
dieser Steuer außer Kraft zu setzen.

• Die Aufkommenshoheit an der Gewer-
besteuer steht den Gemeinden zu. Aber
trotz verfassungsgesetzlicher Absiche-
rung (Art. 106 Abs. 6 GG) gewährt sie
keinen Bestandsschutz, denn sie er-
langt nur dann Bedeutung, wenn diese
Steuer erhoben wird (vgl. z.B. Siekmann
1999). Die Gemeinden könnten sich al-
so nicht auf ihre Aufkommenshoheit be-
rufen, wenn der Bund die Beseitigung
der Gewerbesteuer beschließt.

• Die Verwaltungshoheit an der Gewer-
besteuer liegt bei den Ländern, die sie
zu einem Teil auf die Gemeinden über-
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tragen haben. Von den Finanzämtern, die zur Landes-
verwaltung gehören, werden die Besteuerungsgrundla-
gen ermittelt und im Steuermessbescheid festgesetzt;
den Gemeinden obliegt lediglich die Erhebung der Ge-
werbesteuer. Diese Teilkompetenz kann den Gemein-
den ebenso entzogen werden, wie sie ihnen übertragen
wurde.

Der Gesetzgeber besitzt also offensichtlich die Kompetenz
zum Abbau der Gewerbesteuer, Hebesatzrecht und Auf-
kommenshoheit stehen dem nicht entgegen. Auch bedarf
es keiner Streichung der Gewerbesteuer aus dem Verfas-
sungstext, denn der Gesetzgeber ist nicht dazu verpflichtet,
jede der in der Verfassung genannten Steuern zu erheben.

Wahrung des finanziellen Gleichgewichts im 
Bundesstaat

Indes ist der Abbau von Steuern nicht nur eine Kompe-
tenzfrage, sondern muss auch mit den übrigen einschlägi-
gen Vorgaben des Grundgesetzes vereinbar sein. Der in
der Verfassung geregelte Finanzausgleich bestimmt ein fi-
nanzielles Gleichgewicht im Bundesstaat, das vom Steuer-
gesetzgeber nicht gestört werden darf. Sowohl der Bund
als auch die Länder und die Gemeinden sollen über die er-
forderlichen Mittel verfügen, um die ihnen von Verfassungs
wegen obliegenden Aufgaben gleichmäßig zu erledigen.
Da der Abbau der Gewerbesteuer beim Bund zu Mehrein-
nahmen, bei Ländern und Gemeinden per saldo zu erheb-
lichen Mindereinnahmen führt, sind Ausgleichsmaßnahmen
unerlässlich. Auf welchem Wege dieser Ausgleich erfolgt, ist
den Bestimmungen des Grundgesetzes zum Finanzaus-
gleich nicht zu entnehmen. Ein Ausgleich mit Hilfe von Steu-
ereinnahmen ist ebenso zulässig wie ein Ausgleich durch ei-
nen Abbau und eine Neuverteilung von Ausgaben und Auf-
gaben im Bundesstaat oder eine Mischung dieser Maß-
nahmen. Allerdings muss die neue Steuerverteilung gleich-
mäßig sein, weil das Grundgesetz Steuererhöhungen aus-
schließt, die nur wegen Ungleichgewichten in der Steuer-
verteilung vorgenommen werden (Art. 106 Abs. 3 Nr. 2 GG).

Berücksichtigung der Selbstverwaltung der 
Gemeinden

Über diesen quantitativen Ausgleich hinaus ist eine qualita-
tive Kompensation erforderlich. Dies ergibt sich aus dem
Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden. Das Grundgesetz
stellt in Art. 28 Abs. 2 fest, dass zu den Grundlagen der fi-
nanziellen Eigenverantwortung »eine den Gemeinden zu-
stehende wirtschaftskraftbezogene und mit Hebesatzrecht
ausgestattete Steuerquelle« gehört. Dieser Vorgabe muss
nicht – wie heute – mit der Gewerbesteuer entsprochen wer-
den; ihr genügt auch jede andere verfassungsrechtlich zu-

lässige Steuerquelle, die wirtschaftskraftbezogen ist und ein
Hebesatzrecht aufweist.

Da die Verfassung lediglich diese beiden Kriterien vorgibt,
aber keinen bestimmten Ersatz der Gewerbesteuer nennt,
verbleiben steuer- und finanzpolitische Spielräume. Sie räu-
men dem Gesetzgeber jedoch keine neuen Kompetenzen
ein. Insbesondere gewährt die Verfassung den Gemeinden
im Falle eines Gewerbesteuerabbaues kein eigenständiges
Steuererfindungsrecht, denn auch die Gesetzgebungs-
kompetenz für den Ersatz der Gewerbesteuer liegt beim
Bund. Dieser muss seinerseits die Vorgaben der Finanzver-
fassung hinsichtlich der zulässigen Steuertypen beachten
(vgl. z.B. Jachmann 2001) und unter diesen den Ersatz für
die Gewerbesteuer finden. »Neue« Steuertypen oder Steu-
erbeteiligungen bedürfen verfassungsändernder Zwei-Drit-
tel-Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat.

Steuer- und finanzpolitische Grenzen der 
kommunalen Besteuerungsrechte

Bei der Wahrnehmung seines verfassungsrechtlichen Spiel-
raums sollte der Gesetzgeber zudem die steuer- und fi-
nanzpolitischen Anforderungen beachten, mit denen die Ge-
meindesteuern an allokationspolitischen, wachstums- und
stabilitätspolitischen sowie verteilungspolitischen Zielset-
zungen ausgerichtet werden. Unter steuerpolitischen As-
pekten sind insbesondere Anforderungen der Steuerge-
rechtigkeit, der Belastungsbegrenzung, der Steuerverein-
fachung und der Vermeidung eines übermäßigen Steuer-
lastgefälles zu beachten. Unter finanzwirtschaftlichen As-
pekten sollten Gemeindesteuern der Finanzierung selbst-
bestimmter kommunaler Leistungen dienen, die Bürger-
präferenzen hinsichtlich der Höhe der kommunalen Belas-
tung ausreichend berücksichtigen, die Steuerkraftunter-
schiede nicht verschärfen und keine starken Aufkommens-
schwankungen besitzen. Der Gesetzgeber sollte sich an fol-
gende Leitlinien halten:

• Die Wahl der Bemessungsgrundlage und die Gestaltung
des Hebesatzrechts müssen den Anforderungen der Steu-
ergerechtigkeit im Sinne einer Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit genügen. Die Finanzierung allgemeiner kom-
munaler Leistungen, die einzelnen (Gruppen von) Ge-
meindebürgern nicht zugerechnet werden können, erfor-
dert wie auf Ebene des Gesamtstaates eine Belastung nach
der Leistungsfähigkeit. Erforderlich sind ferner eine um-
fassende Bemessungsgrundlage und eine Einbeziehung
aller Gemeindebürger bzw. aller Betriebe im Gemeinde-
gebiet. Der Grundsatz der fiscal equivalence ist gewahrt.

• Die Abgabenbelastung darf durch das Hebesatzrecht
nicht weiter angespannt werden, weil sie bereits auf ei-
nem sehr hohen Belastungsniveau angelangt ist. Nach
Berechnungen des Karl-Bräuer-Instituts, in denen das
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Aufkommen von Steuern und Abgaben ins Verhältnis ge-
setzt wird zum Volkseinkommen (vgl. Stern 2000, S. 26 f.),
beträgt die Abgabenquote im Jahre 2002 bereits 56,6%
(Karl-Bräuer-Institut 2001). Um zusätzliche Steuerlasten
zu vermeiden, sollte das Hebesatzrecht begrenzt und der
Steuertarif vor Anwendung des Hebesatzrechts gesenkt
werden.

• Aus Gründen der Steuervereinfachung müssen Kompli-
zierungen des Steuerrechts für Steuerzahler und Fi-
nanzverwaltung vermieden werden. Der Vereinfa-
chungsgewinn aus dem Abbau der Gewerbesteuer darf
nicht durch komplizierte Gestaltungen des Hebesatz-
rechts und seine Erstreckung auf das Quellenabzugs-
verfahren (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) aufgezehrt
werden. 

• Unnötige Ausweichreaktionen und unerwünschte Um-
gehungshandlungen müssen ebenfalls vermieden wer-
den. Aus diesem Grund darf sich das Hebesatzrecht nicht
auf eine schmale Bemessungsgrundlage beziehen und
darf keine starken Steuerlastgefälle entstehen lassen.
Letzteres erfordert vor allem eine Begrenzung der He-
besätze; eine begrenzende Wirkung wäre auch von der
(zusätzlichen) Zulassung von Bürgerentscheiden über Ab-
gaben- und Haushaltsfragen zu erwarten.

• Das kommunale Hebesatzrecht sollte ausschließlich der
Finanzierung zusätzlicher kommunaler Leistungen die-
nen. Dies setzt eine genauere Beachtung des Konnexi-
tätsprinzips in dem Sinne voraus, dass Bund und Län-
der die von ihnen beschlossenen, aber von den Ge-
meinden durchzuführenden Pflichtaufgaben selbst fi-
nanzieren, wenn sie den Gemeinden keinen Spielraum
bei der Ausführung einräumen. Zudem kann das kom-
munale Hebesatzrecht nur dann seine Wirkung voll ent-
falten, wenn die Gemeinden in konjunkturellen Normal-
lagen auf die Kreditaufnahme verzichten. Die Gemeinden
sollten ebenso wie der Bund und die Länder verpflichtet
werden, ihre Haushalte materiell auszugleichen.

• Das kommunale Hebesatzrecht sollte ausschließlich zur
Finanzierung erforderlicher kommunaler Leistungen die-
nen. Was erforderlich ist, sollte im Zweifelsfalle von den
ansässigen Bürgern und Betrieben entschieden wer-
den, denn diese müssen ja auch die zusätzlichen Mittel
über das Hebesatzrecht aufbringen. Da solche Ent-
scheidungen oftmals nicht in allgemeinen Wahlen zur po-
litischen Führung der Gemeinde getroffen werden kön-
nen, sollte die Zulassung von Bürgerentscheiden in Haus-
haltsfragen in Betracht gezogen werden.

• Das kommunale Hebesatzrecht sollte so eingerichtet wer-
den, dass es die beträchtlichen Steuerkraftunterschiede
zwischen den Gemeinden nicht noch verstärkt. Dies ver-
langt eine Bemessungsgrundlage ohne starke regionale
Verzerrungen und eine Begrenzung des Hebesatzrechts.

Diesen steuer- und finanzpolitischen Anforderungen wird die
Gewerbesteuer trotz Unternehmensteuerreform nicht ge-

recht. Bei den Kapitalgesellschaften, die von der Anrech-
nungsregelung ausgeschlossen sind, machen sich nach wie
vor die altbekannten Mängel der Gewerbesteuer bemerk-
bar, nämlich Mehrfach- und Sonderbelastungen, Verzer-
rungen im nationalen und internationalen Wettbewerb, un-
nötige Komplizierungen des Steuerrechts sowie die Gefah-
ren der Substanzbesteuerung und der Krisenverschärfung.1

Diese Mängel haben zwar bei den Personengesellschaften
dank der Gewerbesteuer-Anrechnung weitgehend an Wir-
kung verloren, doch hat die Anrechnungsregelung zugleich
neue Mängel und Gefahren verursacht. Sie führt nämlich in
vielen Fällen zu Restbelastungen mit Gewerbesteuer in Ab-
hängigkeit vom Standort sowie zu willkürlichen und nicht
vortragsfähigen Anrechnungsüberhängen. Damit hat sie nicht
nur ihr Ziel verfehlt, die Personengesellschaften gleichwer-
tig zu entlasten, sondern hat sogar verfassungsrechtliche
Bedenken hervorgerufen.

Vorschlag des Karl-Bräuer-Instituts zu Abbau und
Ersatz der Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuer sollte wegen ihrer Mängel und Gefah-
ren vollständig abgebaut werden. Die Mindereinnahmen der
Gemeinden sollten durch einen höheren Anteil an der Um-
satzsteuer ausgeglichen werden. Als Ersatz für das Hebe-
satzrecht an der Gewerbesteuer sollte das Hebesatzrecht
am Gemeindeanteil an der Einkommensteuer aktiviert wer-
den. Ein ähnliches Hebesatzrecht sollte bei der Körper-
schaftsteuer neu eingerichtet werden.

Erfüllung verfassungsrechtlicher Anforderungen

Die Hebesatzrechte bei Einkommen- und Körperschaftsteuer
erfüllen die Anforderung des Art. 28 Abs. 2 GG, dass die
Gemeinden über eine eigene wirtschaftskraftbezogene Steu-
erquelle mit Hebesatzrecht verfügen müssen. Das Hebe-
satzrecht am Gemeindeanteil an der Einkommensteuer hat
der Verfassungsgesetzgeber bereits im Jahre 1969 als Ins-
trument zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung ge-
schaffen und in die Verfassung (Art. 106 Abs. 5 GG) auf-
genommen. Dieses Hebesatzrecht lässt sich durch den ein-
fachen Gesetzgeber, also ohne Verfassungsänderung, ak-
tivieren.2 Zudem ist unter den gegenwärtig zulässigen Steu-
ern die Einkommensteuer (neben der Gewerbeertragsteu-
er) die einzige, die sowohl mit einem kommunalen Hebe-
satzrecht versehen ist, als auch den geforderten Bezug zur

1 Wegen der Senkung des Körperschaftsteuersatzes haben die Gewerbe-
steuer und ihre Mängel sogar relativ an Gewicht gewonnen.

2 Das Hebesatzrecht zugunsten der Gemeinden steht ähnlichen Besteue-
rungsrechten der Länder an der Einkommensteuer nicht im Wege, die
sich dann allerdings auf den Länderanteil am Aufkommen dieser Steuer
beziehen müssten. Um Überbelastungen der Steuerzahler zu vermeiden,
müsste eine gemeinsame Grenze für die Ausübung dieser Besteuerungs-
rechte festgesetzt werden.
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Wirtschaftskraft aufweist.3 Die Einführung eines ähnlich ge-
stalteten Hebesatzrechts bei der Körperschaftsteuer ver-
langt zwar eine Verfassungsänderung, doch dürften die da-
zu erforderlichen Mehrheiten unschwer zu erhalten sein, weil
dieses Hebesatzrecht den Bezug der Gemeinden zur Wirt-
schaftskraft stärkt und die Gleichbehandlung von Personen-
und Kapitalgesellschaften insoweit herstellt.

Die erhöhte Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer
wahrt (zusammen mit der Anpassung des Steuersatzes bei
der Körperschaftsteuer) das finanzielle Gleichgewicht im
Bundesstaat und vermeidet Überbelastungen der Steuer-
zahler aus einer ungleichgewichtigen Verteilung der Steu-
ereinnahmen. Auch diese Ersatzmaßnahme hat der Verfas-
sungsgesetzgeber bereits akzeptiert und in die Verfassung
(Art. 106 Abs. 5 a GG) aufgenommen. Da die Umsatzsteu-
er das flexible Element des Finanzausgleichs ist, entspricht
die Erhöhung des Gemeindeanteils auch in dieser Hinsicht
den Vorstellungen des Verfassungsgesetzgebers.4

Steuer- und finanzpolitische Vorteile

Das Modell des Karl-Bräuer-Instituts besitzt zahlreiche steu-
er- und finanzpolitische Vorteile. Zum Teil entstehen sie aus
der Beseitigung der oben genannten gewerbesteuerlichen
Mängel und Gefahren. Zu diesen Vorteilen gehören unter
steuerpolitischen Aspekten: Bereinigung der Besteuerung
von einer ungerechtfertigten Sonderbelastung; Vereinfachung
des Steuerrechts durch Wegfall einer unnötigen und kom-
plizierten Steuer; Erleichterungen und Entlastungen für Steu-
erzahler, Finanzverwaltung und Finanzgerichte; Beseitigung
der Gefahr von Substanzeingriffen durch die Besteuerung;
Beseitigung von gewerbesteuerbedingten Verzerrungen im
nationalen und internationalen Wettbewerb sowie Anpas-
sung an die Besteuerung im Binnenmarkt. Hinzu kommen
die Vorteile des Gewerbesteuerersatzes. Die Aktivierung des
Hebesatzrechts am Gemeindeanteil an der Einkommen-
steuer macht aus diesem eine echte Gemeindeeinkom-
mensteuer, die am Prinzip einer Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit ausgerichtet sowie den Prinzipien der Allge-

meinheit und Gleichmäßigkeit der Besteuerung verpflichtet
ist. Die Gemeindeeinkommensteuer lässt sich zudem so ge-
stalten, dass die Abgabenlast ihretwegen nicht weiter an-
steigt, eine möglichst einfache Ermittlung, Festsetzung und
Erhebung dieser Steuer gewährleistet ist sowie die weitge-
hende Vermeidung von Ausweichreaktionen und Umge-
hungshandlungen erwartet werden darf (siehe unten).

Auch unter finanzpolitischen Aspekten weist der Vorschlag
des Instituts deutliche Vorteile auf. Die Gemeinden werden
infolge ihrer stark erhöhten Beteiligung an der Umsatzsteu-
er mit stetiger fließenden Einnahmen ausgestattet; zugleich
nehmen sie mit ihren Steuereinnahmen nachhaltiger am Wirt-
schaftswachstum teil als mit der Gewerbesteuer. Beides ver-
ringert die Gefahr prozyklischer Einflüsse der Kommunal-
haushalte auf das Wirtschaftswachstum. Zudem können die
übermäßigen Steuerkraftunterschiede zwischen den Ge-
meinden abgebaut werden, soweit sie auf die Gewerbe-
steuer zurückgehen. Die beiden vom Institut vorgeschlage-
nen Schlüssel »örtlicher Umsatz abzüglich pauschalierter
Vorleistungen« sowie »Beschäftigtenzahl« können so ge-
staltet werden, dass die Streuung der kommunalen Ein-
nahmen aus der Umsatzsteuer geringer ist als die der Ge-
werbesteuereinnahmen (siehe unten). Sie bilden damit ein
Gegengewicht zum Hebesatzrecht bei der Einkommen-
steuer, das die Steuerkraftunterschiede eher akzentuiert.

Schließlich ist der Vorschlag des Instituts mit einer Verbes-
serung der kommunalpolitischen Willensbildung verbunden.
Denn es werden nicht nur jene Verzerrungen abgebaut, zu
denen die Sonderbelastung eines Teils der Gemeindemit-
glieder und die »geräuschlose« Finanzierung zusätzlicher
Ausgaben über das Hebesatzrecht bei der Gewerbesteuer
geführt haben. Darüber hinaus stärkt das Hebesatzrecht bei
der Einkommensteuer das Interesse der Gemeindemitglie-
der an der finanzpolitischen Willensbildung. Es berücksich-
tigt in Abhängigkeit von seiner Gestaltung die Bürgerpräfe-
renzen und belebt den Steuerwettbewerb zwischen den
Gemeinden. Beides verbessert die Voraussetzungen für ei-
ne sparsame, d.h. zurückhaltende und effiziente Verwen-
dung von Steuergeldern.

Ausgleich der Steuerausfälle und Neuverteilung
der Finanzmassen

Der Abbau der Gewerbesteuer verursacht Mindereinnah-
men in den öffentlichen Haushalten von verhältnismäßig ge-
ringem Umfang. Wenn zur Bezifferung der Mindereinnah-
men angenommen wird, dass das Aufkommen der Gewer-
besteuer 24 Mrd. r beträgt5 und wenn ferner die Mehrein-
nahmen aus dem Abbau dieser Steuer, die vor allem bei Ein-

3 Der Begriff »Wirtschaftskraft«, der nicht nur in Art. 28 Abs. 2 GG, sondern
auch in Art. 104 a Abs. 4 GG verwendet wird, bezieht sich auf den Um-
fang des in einer Region entstandenen Einkommens; als Maßstab dient
das regionale Inlandsprodukt bzw. das Inländereinkommen je Einwohner.
Vgl. G. Scholz, Kommentar zu Art. 28 GG, Anm. 84 d, in: T. Maunz, G. Dürig
(Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt; H. Fischer-Menshausen,
Kommentar zu Art 104a GG, Anm. 30, in: I. v. Münch und Ph. Kunig (Hrsg.),
1996.

4 Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer braucht jedoch nicht den An-
forderungen des Art. 28 Abs. 2 GG zu entsprechen, weil diese nur von ei-
ner kommunalen Steuerquelle erfüllt sein müssen. Im Modell des Instituts
ist dies das Hebesatzrecht an den Gemeindeanteilen bei Einkommensteuer
und Körperschaftsteuer. Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer kann
also nicht deshalb abgelehnt werden, weil er kein Hebesatzrecht auf-
weist. Ebenso falsch wäre es aber auch, den Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer deshalb in der Schublade »Zuweisung« abzulegen, denn er ist
ebenso wie der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer eine eigen-
ständige Ertragshoheit der Gemeinden. 

5 Schätzung für das Jahr 2001; vgl. Arbeitskreis Steuerschätzung, Ergeb-
nis der Sitzung November 2001.
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kommen- und Körperschaftsteuer entstehen6, mit 14 Mrd.r
in Rechnung gestellt werden, dann belaufen sich die Min-
dereinnahmen netto auf rund 10 Mrd. r.7 Diese Beispiels-
rechnung zeigt, in welch hohem Grade sich der Abbau der
Gewerbesteuer selbst finanziert. Dabei ist noch nicht einmal
berücksichtigt, dass er auch aufgrund seiner konjunktur-
belebenden und wachstumsfördernden Wirkung Steuer-
mehreinnahmen bewirken dürfte.

Zur Deckung der Mindereinnahmen bietet sich eine eben-
so sachgerechte wie einfache Lösung an. In Betracht
kommt nämlich vor allem eine Anpassung der Körper-
schaftsteuer, weil sonst nach dem Abbau der Gewerbe-
steuer beim Status quo der Steuersätze ein beträchtli-
ches Steuergefälle zwischen Kapital- und Personenge-
sellschaften entstünde: Die Kapitalgesellschaften würden
nach dem Wegfall der Gewerbesteuer nur mehr mit dem
Körperschaftsteuersatz von 25%, die Personengesell-
schaften jedoch mit einem Einkommensteuersatz von bis
zu 42% (im Jahre 2005) besteuert. Deshalb ist es sach-
gerecht, den Körperschaftsteuersatz anzuheben und dar-
aus resultierende Mehreinnahmen zur Finanzierung des
Gewerbesteuerabbaus zu nutzen. Soll Aufkommensneu-
tralität erreicht werden, müsste der Steuersatz von 25 auf
37% angehoben werden, was aber immer noch unter der
heute bestehenden Belastung von Kapitalgesellschaften
mit Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer (Hebesatz 400)
liegt. Bei dem vom Institut angestrebten Körperschaft-
steuersatz von 35% müsste zwar mit Mindereinnahmen
gerechnet werden, denen jedoch höhere wachstumsbe-
dingte Steuermehreinnahmen als im Falle der Aufkom-
mensneutralität gegenüberstehen könnten.

Bei der Neuverteilung der Finanzmassen sieht das Modell
des Karl-Bräuer-Instituts vor, dass die Mindereinnahmen der
Gemeinden in der Hauptsache ersetzt werden durch Mehr-
einnahmen aus der Umsatzsteuer (Schemmel 2002,
S. 178 f.). Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wäre
demnach so weit zu erhöhen, dass den Gemeinden insge-
samt keine Mindereinnahmen aus dem Abbau der Gewer-
besteuer erwachsen. Diese Neuverteilung des Umsatz-
steueraufkommens ginge zwar zu Lasten des Bundes und
der Länder, jedoch erhielten diese zum Ausgleich Mehrein-
nahmen aus der auch steuerpolitisch sachgerechten An-
hebung der Körperschaftsteuer.

Zur Aufteilung des Umsatzsteueranteils auf die
Gemeinden

Um die Mindereinnahmen aus dem Gewerbesteuerabbau
bei den Gemeinden auszugleichen, müsste der Umsatz-
steueranteil der Gemeinden um etwa 13 Mrd. r erhöht wer-
den. Der schon bestehende Anteil (2,2% des modifizierten
Umsatzsteueraufkommens) weist ein Volumen von rund
3 Mrd. r auf. Der Gemeindeanteil umfasst die Ansprüche
aller Gemeinden, weil eine Beteiligung am Aufkommen der
Umsatzsteuer auf Gemeindeebene nicht praktikabel ist. Fol-
gerichtig verlangt die Verfassung, dass das den Gemein-
den insgesamt zustehende Aufkommen der Umsatzsteuer
auf der Grundlage eines orts- und wirtschaftsbezogenen
Schlüssels an die einzelnen Gemeinden weitergeleitet wird
(Art. 106 Abs. 5 a GG). Dieser Grundsatz sollte auch für die
Weiterleitung des erhöhten Umsatzsteueranteils gelten.

Der kommunale Anteil an der Umsatzsteuer sollte mit Hilfe
des örtlichen Netto-Umsatzes und ergänzend an Hand der
örtlichen Beschäftigtenzahl auf die einzelnen Gemeinden ver-
teilt werden. Beide Schlüssel sind orts- und wirtschaftsbe-
zogen, weil sie in pauschalierender Weise an die örtliche Wert-
schöpfung anknüpfen. Sie entsprechen damit der Vorgabe
des Verfassungsgesetzgebers und sind zugleich geeignet,
das Interesse der Gemeinden an der Ansiedlung und der
Existenz von Unternehmen wach zu halten. Hervorzuheben
ist ferner, dass beide Schlüssel einfach zu ermitteln und an-
zuwenden sind, weil sie auf bereits eingeführten amtlichen
Statistiken aufbauen und deshalb keine zusätzlichen statis-
tischen Hilfsarbeiten für die Unternehmen mit sich bringen.
Die Berechnung dieser Schlüssel wäre Aufgabe der Verwal-
tung. Schließlich lassen sich die vorgeschlagenen Schlüssel
aufgrund ihrer gegenläufigen Verteilungswirkungen so mit-
einander kombinieren, dass übermäßige Steuerkraftunter-
schiede zwischen den Gemeinden vermieden werden.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Schlüssel örtlicher
Netto-Umsatz einen nahezu vollständigen und unmittelba-
ren Bezug zur Wirtschaftskraft besitzt, während die Be-
schäftigtenzahl die Wertschöpfung im Gemeindegebiet nur
eingeschränkt abbildet. Deshalb sollte der Gemeindeanteil
an der Umsatzsteuer schwergewichtig nach dem örtlichen
Netto-Umsatz auf die Gemeinden verteilt werden.8 Der
Schlüssel Beschäftigtenzahl kann ergänzend eingesetzt wer-
den, um allzu großen Steuerkraftunterschieden entgegen-
zuwirken. Das Gewicht der beiden Schlüssel braucht jedoch
nicht vorweg festgelegt zu werden, weil es den Verhältnis-
sen zum Reform- bzw. Anwendungszeitpunkt Rechnung
tragen sollte. Dies schließt Übergangsschlüssel ein, die ne-

6 Im Fall ihres Abbaus wird die Gewerbesteuer nicht mehr bei Einkommen-
steuer und Körperschaftsteuer als Betriebsausgabe abgezogen und bei
der Einkommensteuer entfällt zusätzlich ihre Anrechnung. Ferner wird an-
genommen, dass die Entlastungen der Unternehmen zu Gewinner-
höhungen führen. Siehe im Einzelnen Schemmel (2002, S. 57 f.).

7 Ceteris paribus. Im Reformzeitpunkt dürften die Einnahmen und ihre Ver-
änderungen jedoch von den genannten Beträgen anweichen, und zwar
aus verschiedenen Gründen: Aktualisierung der Basis für die Steuer-
schätzung, Korrektur von Schätzannahmen, Änderungen im Steuerrecht
wie z.B. die Reduzierung des Einkommensteuersatzes, Berücksichtigung
der Kassenwirksamkeit von Minder- und Mehreinnahmen.

8 Da eine solche Verteilung in etwa der Verteilung der Einnahmen aus einer
eng definierten Wertschöpfungsteuer entspricht, sollte sie auch von den
Gemeinden einschließlich der Städte akzeptiert werden können, die sich
lange Zeit für einen Umbau der Gewerbesteuer zu einer Art Wertschöp-
fungsteuer eingesetzt haben.
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ben den vom Institut vorgeschlagenen Ele-
menten auch gewerbesteuerbezogene Da-
ten enthalten. Ein Ausgleich von Steuer-
kraftunterschieden kann nicht zuletzt auch
über den kommunalen Finanzausgleich er-
reicht werden.

Zur Gestaltung des Hebesatzrechts
am Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer

Die Besteuerungskompetenz des neuen He-
besatzrechts erstreckt sich auf den Ge-
meindeanteil in Höhe von rund 22 Mrd. r.
Dieses Finanzvolumen dürfte wegen kom-
munaler Mehreinnahmen aus dem Abbau der Gewerbe-
steuer und mit der Einrichtung eines Hebesatzrechts bei der
Körperschaftsteuer auf etwa 27 Mrd. r ansteigen. Damit
übertrifft es das Finanzvolumen von rund 24 Mrd. r, das mit
dem Hebesatzrecht bei der Gewerbesteuer eingehoben wird.

Das Hebesatzrecht knüpft im Vorschlag des Karl-Bräuer-
Instituts an die Einkommensteuer-Veranlagung an. Dabei
wird zunächst die tarifliche Einkommensteuer ebenso wie
heute ermittelt. Erst danach wird sie um den 15%igen Ge-
meindeanteil verringert, so dass Spielraum für den kom-
munalen Hebesatz entsteht.9 Ihm unterliegen grundsätzlich
alle Einkünfte, die auch in die Bemessungsgrundlage der
Einkommensteuer eingehen, ausgenommen Dividenden, die
bereits vom kommunalen Hebesatzrecht bei der Körper-
schaftsteuer erfasst werden. Da die Hebesätze erst im Ver-
anlagungsverfahren angewendet werden, wird auch das
Quellensteuerverfahren nicht verändert. Sogar der 15%ige
Gemeindeanteil, der in der Lohnsteuer und in den Voraus-
zahlungen auf die Einkommensteuer enthalten ist, wird
weiterhin an die Gemeinden abgeführt. Er gilt als Abschlag
auf die Gemeindeeinkommensteuer, deren endgültige Hö-
he von der jeweils hebesatzberechtigten Gemeinde bestimmt
wird. Lediglich die Verteilung des Gemeindeanteils wird um-
gestellt, und zwar auf eine Verteilung nach Gesamteinkom-
men, bei Einkünften aus Gewerbebetrieb ergänzt durch ei-
ne zusätzliche Zerlegung nach dem Betriebstättenprinzip.
Der Hebesatz wird vorerst auf 150% begrenzt, so dass die
Gemeindeeinkommensteuer den Umfang des 15%igen Ge-
meindeanteils nicht übersteigt. Nach Verringerung der Steu-
erlast durch Senkung des gesamten Steuertarifs (ein-
schließlich des Spitzensteuersatzes auf 35%) kann das He-
besatzrecht in begrenztem Umfang auch zur Erzielung kom-
munaler Mehreinnahmen eingesetzt werden, wobei darauf
zu achten ist, dass die Tarifentlastung durch das Hebe-
satzrecht keinesfalls aufgezehrt wird.

Steuer- und finanzpolitische Vorteile der 
vorgeschlagenen Gestaltung

Die vorgeschlagene Gestaltung entspricht damit dem steu-
erpolitischen Erfordernis der Steuerlastbegrenzung. Zudem
genügt sie den Erfordernissen der Steuervereinfachung und
der Transparenz der Besteuerung, indem sie den Tarif der
Einkommensteuer intakt lässt und so dessen Maßstabs- und
Signalfunktion hinsichtlich Belastung und Progression be-
wahrt. Zugleich wird verhindert, dass bei der Quellenbe-
steuerung, also zum Beispiel bei der Lohnsteuer, mit einer
Vielzahl von Einkommensteuertarifen gearbeitet werden
muss, die aus der Kombination des abgesenkten Tarifs mit
den verschiedenen kommunalen Zuschlägen entstehen wür-
den. Die Anwendung der kommunalen Hebesätze erst im
Rahmen des Veranlagungsverfahrens geht einher mit einer
Verschonung der Betriebe von zusätzlichen steuerlichen
Hilfsarbeiten. So wird verhindert, dass der Vereinfachungs-
gewinn aus dem Abbau der Gewerbesteuer durch neue
Komplizierungen aus dem Ersatz für diese Steuer aufgezehrt
wird.10

Aus finanzpolitischer Sicht besitzt die vorgeschlagene Ge-
staltung des Hebesatzrechts den Vorteil einer relativ hohen
Merklichkeit bei allen Gemeindemitgliedern, so dass sich die
finanzpolitische Willensbildung in den Gemeinden verbes-
sern dürfte. Zusammen mit einer genaueren Beachtung des
Konnexitätsprinzips kann so eine stärkere Berücksichtigung
von Bürgerpräferenzen erreicht werden. Durch die Anwen-

Hebesatzrecht der Gemeinden an ihrem Einkommensteueranteil
Anwendung beim einzelnen Steuerzahler
Hebesatz 150% = ohne Veränderung der Einkommensteuerbelastung

E

Zu versteuerndes Einkommen 80 000

Einkommensteuer nach Tarif 2005a) 25 686
Staatssteuer (Bund und Land) (85% von 25 686 E =) 21 833
Gemeindesteuer pauschal (15% von 25 686 E =) 3 853

Festgesetzt werden:
Staatssteuer 21 833
Gemeindesteuer (Messbetrag: 2 568,6 E; Hebesatz: 150% =) 3 853
Einkommensteuer insgesamt 25 686

a) Einkommensteuertarif 2005 (Art. 1 Nr. 40 Steuersenkungsgesetz i.d.F. des Art. 2
Gesetz zur Ergänzung des Steuersenkungsgesetzes, BGBl. 2000 I S. 1813).

9 Siehe Kasten. Vgl. zu diesem Verfahren insbesondere Hansmeyer und Zim-
mermann (1993, S, 232 f.) 

10 Lohnsteuerzahler können die Gemeindeeinkommensteuer nicht durch
Verzicht auf die Antragsveranlagung umgehen, denn ihre Lohnsteuer
enthält mit dem 15% igen Gemeindeanteil eine pauschale Vorauszah-
lung auf diese Abgabe. Bis zu einem Hebesatz von 150% (siehe Kas-
ten) sind Mindereinnahmen wegen unterlassener Antragsveranlagungen
ausgeschlossen. Bei höheren Hebesätzen, die nach einer spürbaren
Senkung des Einkommensteuertarifs zulässig sein sollten, wären Min-
dereinnahmen nur insoweit zu befürchten, wie die Gemeindeeinkom-
mensteuer den 15%igen Gemeindeanteil übersteigt. Im Jahr 1995 wa-
ren 6% der Lohnsteuerzahler ohne Veranlagung; sie wiesen im Durch-
schnitt eine Lohnsteuer von 205 p im Jahr auf. Vgl. Statistisches Bun-
desamt (2000, S. 526).
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dung des Betriebsstättenprinzips wird dem Wohnstätten-
prinzip bei der Steueraufkommensverteilung entgegenge-
wirkt und das Interesse der Gemeinden daran gefördert,
dass Arbeitsplätze in ihrem Bereich bereitgestellt werden.11
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